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Sicherheit und Ordnung 

Allgemeine Erlaubnis für die Veranstaltung öffentlicher Lotterien und Ausspielungen 
im Regierungsbezirk Schwaben 

 
Bekanntmachung 

der Regierung von Schwaben 
vom 1. Juli 2026 

Gz.: RvS-SG12-2161-2/6 

Die Regierung von Schwaben erlässt folgende Allgemeinverfügung: 
 
Auf Grund des Art. 3 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2, Abs. 3 Satz 2 und des Art. 3 Abs. 3 Satz 1 des Gesetzes zur Aus
führung des Staatsvertrages zum Glücksspielwesen in Deutschland (AGGlüStV) vom 20. Dezember 2007 
(GVBl. S. 922, BayRS 2187-3-I), das zuletzt durch § 1 des Gesetzes vom 22. April 2022 (GVBl. S. 147) geän
dert worden ist, erteilt die Regierung von Schwaben folgende allgemeine Erlaubnis: 
 

I. Allgemeine Erlaubnis 
 
Die Veranstaltung folgender Lotterien (Verlosung von Geldgewinnen) und Ausspielungen (Verlosung von Wa
rengewinnen) im Regierungsbezirk Schwaben wird allgemein erlaubt: 
 
1. Veranstalter mit Sitz in Bayern, soweit sie nach § 5 Abs. 1 Nr. 9 Körperschaftsteuergesetz (KStG) von 

der Körperschaftsteuer befreit sind 
 

- Arbeiterwohlfahrt Landesverband Bayern e. V. einschließlich seiner Untergliederungen 
- Deutscher Caritasverband, Landesverband Bayern e. V. einschließlich seiner Untergliederungen und 

angeschlossenen Fachverbände mit Untergliederungen, z. B. Malteser Hilfsdienst e. V. 
- Diakonisches Werk Bayern der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern – Landesverband der In

neren Mission e. V. – einschließlich seiner Untergliederungen und angeschlossenen Fachverbände 
mit Untergliederungen, z. B. Johanniter Unfall-Hilfe e. V. 

- Paritätischer Wohlfahrtsverband, Landesverband Bayern e. V. einschließlich seiner Untergliederun
gen und angeschlossener Mitgliedsorganisationen mit Untergliederungen 

- Bayerisches Rotes Kreuz einschließlich seiner Gemeinschaften und Untergliederungen 
- Deutsche Lebens-Rettungs-Gesellschaft, Landesverband Bayern e. V. einschließlich seiner Unterglie

derungen 
- Sozialverband VdK Bayern e. V. einschließlich seiner Untergliederungen 
- Lebenshilfe für Menschen mit geistiger Behinderung – Landesverband Bayern e. V. – einschließlich 

seiner Untergliederungen und weiteren Mitgliedsorganisationen 
- Deutscher Kinderschutzbund Landesverband Bayern e. V. einschließlich seiner Untergliederungen 
- Donum Vitae in Bayern e. V. zur Förderung des Schutzes des menschlichen Lebens einschließlich 

seiner Unterorganisationen 
- Anerkannte Religionsgemeinschaften sowie deren Organisationen und Einrichtungen 
- Katholische Arbeitnehmerbewegung Deutschlands e. V. einschließlich seiner Untergliederungen 
- Bayerischer Landesverband des Katholischen Deutschen Frauenbundes e. V. einschließlich seiner 

Untergliederungen 
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- Förder- und Unterstützungsvereine von Kindertageseinrichtungen im Sinne von Art. 2 Abs. 1 Bayeri
sches Kinderbildungs- und -betreuungsgesetz (BayKiBiG), d. h. Kinderkrippen, Kindergärten, Horte 
und Häuser für Kinder 

- Elternbeiräte von Kindertageseinrichtungen nach Art. 14 BayKiBiG, soweit der Reinertrag der Lotte
rien und Ausspielungen ausschließlich für Zwecke der Kindertageseinrichtungen verwendet wird 

- Förder- und Unterstützungsvereine von Schulen im Sinne von Art. 3 Abs. 1 und 2 Bayerisches Gesetz 
über das Erziehungs- und Unterrichtswesen (BayEUG) 

- Elternbeiräte von Schulen nach Art. 64 BayEUG, soweit der Reinertrag der Lotterien und Ausspielun
gen ausschließlich für Zwecke der Schulen verwendet wird 

- Volksbund Deutsche Kriegsgräberfürsorge e. V., Landesverband Bayern einschließlich seiner Unter
gliederungen 

- Verband der Reservisten der Deutschen Bundeswehr e. V., Landesgruppe Bayern, einschließlich sei
ner Untergliederungen sowie der Verbände des Beirats Reservistenarbeit beim Verband der Reser
visten der Deutschen Bundeswehr e. V. einschließlich deren Untergliederungen 

- Rotary Clubs und deren Hilfswerke 
- Lions Clubs und deren Hilfswerke 
- Inner Wheel Clubs und deren Hilfswerke 
- Zonta Clubs und deren Hilfswerke 
- Kiwanis Clubs und deren Hilfswerke 
- Sportvereine, die dem Bayerischen Landes-Sportverband e. V. angehören einschließlich aller Abtei

lungen und Sparten 
- Wandervereine, die dem Deutschen Volkssportverband e. V. angehören 
- Schießsportliche Vereine, die einem nach § 15 des Waffengesetzes anerkannten Schießsportverband 

angehören 
- Feuerwehrvereine 
- Gesangsvereine, die über ihre Verbände dem Deutschen Chorverband e. V. angehören 
- Musikvereine, die über ihre Verbände dem Bayerischen Blasmusikverband e. V. angehören 
- Trachtenvereine, die über ihre Verbände dem Bayerischen Trachtenverband e. V. angehören 
- Faschings- und Karnevalsgesellschaften, die der Föderation Europäischer Narren Deutschland e. V. 

oder gegebenenfalls über ihre Verbände dem Bund Deutscher Karneval e. V. angehören 
- Tierschutzvereine, die dem Deutschen Tierschutzbund – Landesverband Bayern e. V. angehören 
- Bund Naturschutz in Bayern e. V. einschließlich seiner Kreis- und Ortsgruppen 
- Gartenbauvereine, die dem Bayerischen Landesverband für Gartenbau und Landespflege e. V. ange

hören 
- Landesbund für Vogelschutz in Bayern e. V. einschließlich seiner Kreis- und Ortsgruppen 
- Förder- und Unterstützungsvereine für die o. g. Organisationen und Vereine. 
 
Soweit Elternbeiräte von Kindertageseinrichtungen und Schulen Lotterien und Ausspielungen veranstal
ten, wird nach Art. 3 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 AGGlüStV eine Ausnahme von § 14 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Glücks
spielstaatsvertrag 2021 (GlüStV 2021) zugelassen. 

 
2. Das Spielkapital (= Zahl der Lose x Lospreis) darf nicht mehr als 40.000 € je Veranstaltung betragen. 
 
3. Mindestens 25 % der eingenommenen Entgelte müssen in Form von Gewinnen wieder ausgeschüttet 

werden. 
 
4. Der Reinertrag muss mindestens 25 % der eingenommenen Entgelte betragen. Der gesamte Reinertrag 

muss ausschließlich und unmittelbar für gemeinnützige, kirchliche oder mildtätige Zwecke verwendet wer
den. 

 
II. Nebenbestimmungen 

 
Die allgemeine Erlaubnis dieser Lotterien und Ausspielungen gilt nur unter folgenden Bedingungen und Auf
lagen: 
 
1. Lotterien und Ausspielungen mit einem Spielkapital über 5.000 € sind vorbehaltlich Satz 2 mindestens 

eine Woche vor Beginn des Losverkaufs bei der Gemeinde des Veranstaltungsorts anzuzeigen. Bei ei
nem Spielkapital über 15.000 € sind Lotterien und Ausspielungen mindestens eine Woche vor Beginn 
des Losverkaufs bei der Regierung von Schwaben, Sachgebiet 12 Kommunale Angelegenheiten, Fron
hof 10, 86152 Augsburg anzuzeigen. 
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2. Die Anzeige hat nach Anlage 1 zu erfolgen. Das Anzeigeformular wird auch auf der Internetseite der 
Regierung von Schwaben bereitgestellt. Daneben kann die Anzeige mittels der im BayernPortal oder der 
auf der Internetseite der jeweils zuständigen Gemeinde zur Verfügung gestellten Formulare oder Online-
Verfahren erfolgen. 

 
3. Der Losverkauf darf die Dauer von zwei Monaten nicht überschreiten und bei Lotterien und Ausspielungen 

im Zusammenhang mit Volksfesten, Schützenfesten, Jahrmärkten, Spezialmärkten, Vereinsjubiläen, 
Weihnachtsmärkten und ähnlichen Veranstaltungen ausschließlich während der Dauer und der Öffnungs
zeiten der Veranstaltung durchgeführt werden. 

 
4. Lotterien und Ausspielungen dürfen sich nicht über den Regierungsbezirk Schwaben hinaus erstrecken. 
 
5. Ein Verkauf der Lose über das Internet ist nicht zulässig. 
 
6. Auf mindestens 1 % der Lose muss ein Gewinn entfallen. Die Gewinne sind bezüglich ihrer Wertigkeit 

angemessen zu staffeln. 
 
7. Die Verwaltungskosten sind so gering wie möglich zu halten und dürfen nicht mehr als 25 % der einge

nommenen Entgelte betragen. 
 
8. Lotterien und Ausspielungen dürfen nicht durch Dritte durchgeführt werden. 
 
9. Mit der Veranstaltung der Lotterien und Ausspielungen dürfen keine wirtschaftlichen Zwecke verfolgt, 

insbesondere keine Wirtschaftswerbung betrieben werden. Ein Hinweis auf Sponsoren von Gewinnen ist 
zulässig. 

 
10. Durch die Veranstaltung selbst oder durch die Verwirklichung des Veranstaltungszwecks oder die Ver

wendung des Reinertrags darf die öffentliche Sicherheit und Ordnung nicht gefährdet oder die Beziehun
gen der Bundesrepublik Deutschland zu anderen Staaten nicht beeinträchtigt werden. 

 
11. Über Lotterien und Ausspielungen sind Abrechnungen gemäß Anlage 2 zu fertigen. Werden Glücksha

fenausspielungen auf Volksfesten, Schützenfesten, Jahrmärkten, Spezialmärkten, Weihnachtsmärkten 
und ähnlichen Veranstaltungen von Kreisverbänden einer Organisation durchgeführt, ist es ausreichend, 
wenn der jeweilige Kreisverband für alle im Kalenderjahr veranstalteten Glückshafenausspielungen eine 
Sammelabrechnung erstellt. Abrechnungen sind von den Verantwortlichen des Veranstalters zu unter
zeichnen. Abrechnungen und Belege über Lotterien und Ausspielungen sind mindestens sechs Jahre 
aufzubewahren, sofern sich nicht aus steuerrechtlichen Gründen eine längere Aufbewahrungszeit ergibt. 

 
III. Abweichung vom Glücksspielstaatsvertrag 2021 

 
Die Gemeinde des Veranstaltungsortes und die Regierung von Schwaben können jederzeit die Vorlage von 
Abrechnungen und der dazugehörigen Belege verlangen. Ohne dieses Verlangen ist die Vorlage von Abrech
nungen nach Art. 3 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 AGGlüStV in Abweichung von § 15 Abs. 3 Satz 2 GlüStV 2021 nicht 
erforderlich. 
 

IV. Hinweise 
 
1. Die Befugnisse der Gemeinde des Veranstaltungsortes, die Einhaltung dieser allgemeinen Erlaubnis so

wie die Bestimmungen des Glücksspielstaatsvertrags 2021 und des Ausführungsgesetzes dazu zu über
wachen, bleiben unberührt. 

 
2. Die nachträgliche Aufnahme, Änderung und Ergänzung von Nebenbestimmungen bleiben vorbehalten. 
 
3. Lotterien und Ausspielungen sind rechtzeitig vor Beginn beim zentral zuständigen Finanzamt München, 

Abteilung III (Katharina-von-Bora-Str. 4, 80333 München) anzumelden, wenn der geplante Gesamtpreis 
der Lose 5.000 € übersteigt. Es ist mit dem Finanzamt abzuklären, ob eine Lotteriesteuer anfällt. 
Für weitergehende Informationen zur Besteuerung von Lotterien und Ausspielungen wird auf das 
Merkblatt des Bayerischen Landesamts für Steuern verwiesen. 

 

https://www.lfst.bayern.de/formulare/weitere-themen-a-bis-z/rennwett-und-lotteriesteuer
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4. Die Nichtbeachtung einzelner Erlaubnisvoraussetzungen und Nebenbestimmungen hat zur Folge, dass 
die Veranstaltung einer Lotterie oder Ausspielung nicht mehr von dieser allgemeinen Erlaubnis erfasst ist 
und ordnungs-, straf- und steuerrechtliche Konsequenzen nach sich ziehen kann. 

 
5. Die Teilnahme von Minderjährigen bestimmt sich nach § 4 Abs. 3 Sätze 2 bis 4 GlüStV 2021. 
 

V. Geltungsdauer 
 
Diese allgemeine Erlaubnis tritt am 1. September 2026 in Kraft. Sie gilt bis zum 31. August 2031. Mit Inkraft
treten dieser allgemeinen Erlaubnis tritt die Allgemeine Erlaubnis für die Veranstaltung öffentlicher Lotterien 
und Ausspielungen im Regierungsbezirk Schwaben vom 23.05.2025, Gz.: RvS-SG12-2161-2/5 außer Kraft. 
 
 
Augsburg, den 1. Juli 2026 
Regierung von Schwaben 
 
Barbara Schretter 
Regierungspräsidentin 
 
 
Anlage 1 zur allgemeinen Erlaubnis für die Veranstaltung öffentlicher Lotterien und Ausspielungen 
im Regierungsbezirk Schwaben: 
 

Anzeige einer Lotterie oder Ausspielung bei den Glücksspielauf
sichtsbehörden   [Stand: 18.06.2026] 
 

Zuständige Glücksspielaufsichtsbehörde 

Nach Abschnitt II Nr. 1 der allgemeinen Erlaubnis der Regierung von Schwaben 

Name der Gemeinde oder der Regierung  

Straße, Hausnummer  

Postleitzahl, Ort  

 

Veranstalter 

Name der veranstaltenden Organisation  

Straße, Hausnummer  

Postleitzahl, Ort  

 

Vorstand/Vorsitz oder sonstige vertretungsberechtigte Person 

Vorname, Nachname  

Telefon  

E-Mail  
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Für die Veranstaltung verantwortliche Person 

Vorname, Nachname  

Telefon  

E-Mail  

 

Art der Veranstaltung 

🞏 Lotterie (ausschließlich Verlosung von Geldgewinnen) 

🞏 Ausspielung (Verlosung von Sachgewinnen bzw. von Sach- und Geldgewinnen) 

 

Angaben zur Veranstaltung 

Ort oder Gebiet für den Losverkauf  

Datum oder Zeitraum für den Losverkauf  

Von  

Bis  

 

Ort der Ziehung  

 

Datum oder Zeitraum der Ziehung  

Von  

Bis  

 

Anzahl der geplanten Lose Anzahl 

Lospreis Euro 

geplantes Spielkapital 

(= Anzahl der geplanten Lose x Lospreis) 

Euro 

geplanter Verwendungszweck für den Reinertrag 
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Ort, Datum Unterschrift Veranstalter 

 
 
 
Anlage 2 zur allgemeinen Erlaubnis für die Veranstaltung öffentlicher Lotterien und Ausspielungen 
im Regierungsbezirk Schwaben: 
 
Abrechnung einer Lotterie oder Ausspielung zwecks Vorlage bei 
den Glücksspielaufsichtsbehörden   [Stand: 18.06.2026] 

 

Zuständige Glücksspielaufsichtsbehörde 

Vorlage der Abrechnung nur auf Anforderung nach Abschnitt III der allgemeinen Erlaubnis der 
Regierung von Schwaben 

Name der Gemeinde oder der Regierung  
Straße, Hausnummer  
Postleitzahl, Ort  

 

Veranstalter 

Name der veranstaltenden Organisation  
Straße, Hausnummer  
Postleitzahl, Ort  

 

Vorstand/Vorsitz oder sonstige vertretungsberechtigte Person 

Vorname, Nachname  
Telefon  
E-Mail  

 

Für die Veranstaltung verantwortliche Person 

Vorname, Nachname  
Telefon  
E-Mail  

 

Art der Veranstaltung 

🞏 Lotterie (ausschließlich Verlosung von Geldgewinnen) 

🞏 Ausspielung (Verlosung von Sachgewinnen bzw. von Sach- und Geldgewinnen) 
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Angaben zur Veranstaltung 

Ort oder Gebiet für den Losverkauf  
 

Datum oder Zeitraum für den Losverkauf  
Von  
Bis  

 

Ort der Ziehung  
 

Datum oder Zeitraum der Ziehung  
Von  
Bis  

 

Umfang der Veranstaltung 

Anzahl der geplanten Lose Anzahl 

Lospreis Euro 

geplantes Spielkapital 
(= Anzahl der geplanten Lose x Lospreis) 

Euro 

Anzahl der verkauften Lose Anzahl 

Einnahmen durch Losverkauf 
(= Anzahl der verkauften Lose x Lospreis) 

Euro 

 

Ausgespielte Gewinne 

Anzahl der Geld- und Sachpreise Anzahl 

Summe der aus den Einnahmen bereitgestell
ten Geldpreise 

Euro 

Wert der gekauften Sachpreise Euro 

Aufwendungen für die Preise Euro 

Schätzwert der gesponserten Preise Euro 

Gesamtwert der ausgespielten Preise Euro 

Anteil der ausgespielten Preise an den Ein
nahmen durch Losverkauf 

in Prozent 

 

Verwaltungskosten 

Kosten für die Herstellung der Lose Euro 

Auslosungskosten (z. B. Notar) Euro 

Kosten für den Losverkauf, Werbung Euro 

eventuell Bewirtung für ehrenamtliche Helfer Euro 

Sonstige Kosten Euro 

(bitte stichwortartig aufführen) 
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Summe der Verwaltungskosten Euro 

Anteil der Verwaltungskosten an den Ein
nahmen durch Losverkauf 

in Prozent 

 

Ergebnis der Lotterie oder Ausspielung 

Einnahmen durch Losverkauf Euro 

abzüglich Aufwendungen für die Preise Euro 

abzüglich Summe der Verwaltungskosten Euro 

abzüglich Lotteriesteuer (soweit anfallend) Euro 

Hinweis: Die Lotteriesteuer beträgt 20 % des Nennwertes sämtlicher Lose ausschließlich der Steuer, d. h. 16 ⅔ % des Brut
toverkaufspreises aller Lose, § 29 RennwLottG. 
Ergebnis: Reinertrag Euro 

Anteil des Reinertrags an den Einnahmen 
durch Losverkauf 

in Prozent 

 

🞏 Der Reinertrag wird für eigene gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche Zwecke verwendet. 

 

 

Ort, Datum 
 

🞏 Der Reinertrag wird für folgende gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche Zwecke verwendet. 

Zwecke 

 

 

 

  

Ort, Datum Unterschrift Veranstalter 
 

 
Hinweis: Die allgemeine Erlaubnis mit den Anlagen ist abrufbar auf der Internetseite der Regie
rung von Schwaben (http://www.regierung.schwaben.bayern.de) 
 
 
Augsburg, den 1. Juli 2026 
Regierung von Schwaben 
 
Barbara Schretter 
Regierungspräsidentin 

RABl. Schw. 2026 S. 158 

http://www.regierung.schwaben.bayern.de/
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Anordnung zur elektronischen Bußgeldaktenführung 
 

Vom 9. Juli 2026 

Gemäß § 12 Abs. 2 Satz 1 der Bayerischen Digitalverordnung (BayDiV) werden abweichend von § 110a 
Abs. 1 Satz 1 und 2 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten (OWiG) Bußgeldakten der nachfolgenden ein
zelnen Verwaltungsbehörden und -stellen in Papierform angelegt sowie von anderer Stelle ab dem genannten 
Zeitpunkt bis einschließlich 31. Dezember 2026 übermittelte elektronische Akten in Papierform geführt oder 
weitergeführt: 
 
  1. Verfahren des Landkreises Günzburg ab 1. Januar 2026 
  2. Verfahren der Verwaltungsgemeinschaft Gundelfingen ab 1. Januar 2026 
  3. Verfahren des Landkreises Dillingen a.d.Donau ab 1. Januar 2026  
  4. Verfahren des Kommunalunternehmens des Landkreises Dillingen a.d.Donau ab 1. Januar 2026 
  5. Verfahren der Verwaltungsgemeinschaft Höchstädt a.d.Donau ab 1. Januar 2026 
  6. Verfahren der Verwaltungsgemeinschaft Wertingen ab 1. Januar 2026 
  7. Verfahren der Gemeinde Horgau ab 1. Januar 2026 
  8. Verfahren des Landkreises Ostallgäu ab 1. Januar 2026 
  9. Verfahren der Gemeinde Möttingen ab 1. Januar 2026 
10. Verfahren der Stadt Marktoberdorf ab 1. Januar 2026  
11. Verfahren des Landkreises Lindau (Bodensee) ab 1. Januar 2026 
12. Verfahren der Stadt Lindau (Bodensee) ab 1. Januar 2026 
13. Verfahren der Stadt Lindenberg im Allgäu ab 1. Januar 2026 
14. Verfahren der Gemeinde Pfronten ab 1. Januar 2026 
15. Verfahren der Stadt Nördlingen ab 1. Januar 2026 
16. Verfahren der Verwaltungsgemeinschaft Obergünzburg ab 1. Januar 2026 
17. Verfahren des Obergünzburger Kommunalbetrieb AöR (Wasserversorgung / Entwässerungseinrichtung) 
      ab 1. Januar 2026 
18. Verfahren des Schulverbandes Obergünzburg ab 1. Januar 2026 
19. Verfahren der Verwaltungsgemeinschaft Roßhaupten ab 1. Januar 2026 
20. Verfahren des Schulverbandes Roßhaupten – Mittelschule ab 1. Januar 2026 
21. Verfahren der Gemeinde Bibertal ab 1. Januar 2026 
22. Verfahren der Stadt Burgau ab 1. Januar 2026 
23. Verfahren des Marktes Burtenbach ab 1. Januar 2026 
24. Verfahren der Stadt Günzburg ab 1. Januar 2026 
25. Verfahren des Schulverbandes Wasserburg I ab 1. Januar 2026 
26. Verfahren des Schulverbandes Wasserburg II ab 1. Januar 2026 
27. Verfahren der Stadtwerke Günzburg KU ab 1. Januar 2026 
28. Verfahren des Marktes Jettingen-Scheppach ab 1. Januar 2026 
29. Verfahren der Stadt Krumbach (Schwaben) ab 1. Januar 2026 
30. Verfahren der Verwaltungsgemeinschaft Haldenwang ab 1. Januar 2026 
31. Verfahren der Verwaltungsgemeinschaft Ichenhausen ab 1. Januar 2026 
32. Verfahren der Verwaltungsgemeinschaft Krumbach (Schwaben) ab 1. Januar 2026 
33. Verfahren der Verwaltungsgemeinschaft Thannhausen ab 1. Januar 2026 
34. Verfahren der Verwaltungsgemeinschaft Ziemetshausen ab 1. Januar 2026 
35. Verfahren des Zweckverbandes zur Wasserversorgung der Günztalgruppe ab 1. Januar 2026 
36. Verfahren der Verwaltungsgemeinschaft Buchloe ab 1. Januar 2026 
37. Verfahren des Schulverbandes Mittelschule Buchloe ab 1. Januar 2026 
38. Verfahren des Zweckverbandes Hochwasserschutz „Gennach-Hühnerbach“ ab 1. Januar 2026 
39. Verfahren des Marktes Ronsberg ab 1. Januar 2026 
40. Verfahren der Verwaltungsgemeinschaft Argental ab 1. Januar 2026 
41. Verfahren des Marktes Scheidegg ab 1. Januar 2026 
42. Verfahren der Verwaltungsgemeinschaft Sigmarszell ab 1. Januar 2026 
43. Verfahren der Gemeinde Germaringen ab 1. Januar 2026 
44. Verfahren der Gemeinde Burgberg im Allgäu ab 1. Januar 2026 
45. Verfahren der Gemeinde Haldenwang (Landkreis Oberallgäu) ab 1. Januar 2026 
46. Verfahren der Stadt Immenstadt ab 1. Januar 2026 
47. Verfahren der Stadt Sonthofen ab 1. Januar 2026 
48. Verfahren der Verwaltungsgemeinschaft Monheim ab 1. Januar 2026 
49. Verfahren des Schulverbandes Mittelschule Monheim ab 1. Januar 2026 
50. Verfahren des Schulverbandes Tagmersheim ab 1. Januar 2026 
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51. Verfahren des Zweckverbandes „Usselbachgruppe“ ab 1. Januar 2026 
52. Verfahren der Verwaltungsgemeinschaft Wallerstein ab 1. Januar 2026 
53. Verfahren der Verwaltungsgemeinschaft Stötten am Auerberg ab 1. Januar 2026 
54. Verfahren der Verwaltungsgemeinschaft Offingen ab 1. Januar 2026 
55. Verfahren der Verwaltungsgemeinschaft Oettingen ab 1. Januar 2026 
56. Verfahren der Stadt Füssen ab 1. Januar 2026 
 
57. Verfahren der Gemeinde Mauerstetten ab 9. Januar 2026 
58. Verfahren der Verwaltungsgemeinschaft Mering ab 9. Januar 2026 
 
59. Verfahren des Kommunalunternehmens Stadtwerke Füssen ab 10. Februar 2026 
 
60. Verfahren der Stadt Neusäß ab 28. Juli 2026 
61. Verfahren der Gemeinde Marxheim ab 28. Juli 2026 
62. Verfahren des Landratsamtes Aichach-Friedberg ab 28. Juli 2026 
 
 
Augsburg, den 9. Juli 2026 
Regierung von Schwaben 
 
Barbara Schretter 
Regierungspräsidentin 

RABl. Schw. 2026 S. 166 

Kommunale Angelegenheiten und Soziales 

Gewährung von Zuweisungen zu kommunalen Schulbaumaßnahmen 
nach Art. 10 des Bayerischen Finanzausgleichsgesetzes (BayFAG) 

 
Bekanntmachung 

der Regierung von Schwaben 
vom 28. Juli 2026 

Gz.: 12-1551.2 

An den Bezirk Schwaben 
die Kreisfreien Städte 
die Landkreise 
die Gemeinden 
die Verwaltungsgemeinschaften 
die Schulverbände 
die Zweckverbände als Träger von Schulen 
 
Zuweisungsanträge gemäß Art. 10 BayFAG für den Neubau, die Erweiterung, den Umbau und die General-
sanierung von Schul- und Schulsportanlagen sowie die erstmalige Einrichtung von beruflichen Schulen, die 
im Lauf des Jahres 2027 eingereicht werden sollen, sind bis spätestens 30. November 2026 der Regierung 
von Schwaben, Sachgebiet 12, zu melden. 
 
Für die Meldung ist der Maßnahmeerhebungsbogen zu verwenden. Diesen finden Sie unter folgendem Link: 
https://formularserver.bayern.de/intelliform/forms/stmi+regierungen/rmf/b1/12/rmf_12-001/index?cal
ler=5544979662283 
 
Aufzuführen sind nur die Schul- und Schulsport-Maßnahmen, für die im Jahr 2027 die Zustimmung zu einem 
vorzeitigen Vorhabenbeginn benötigt wird. Bereits in Vorjahren angemeldete Maßnahmen, für die noch keine 
Zustimmung zum vorzeitigen Vorhabenbeginn erteilt bzw. kein Zuweisungsantrag gestellt worden ist, sind er
neut aufzuführen. Vorhaben für Kindertageseinrichtungen sind nicht anzumelden. 
 

https://formularserver.bayern.de/intelliform/forms/stmi+regierungen/rmf/b1/12/rmf_12-001/index?caller=5544979662283
https://formularserver.bayern.de/intelliform/forms/stmi+regierungen/rmf/b1/12/rmf_12-001/index?caller=5544979662283
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Es muss damit gerechnet werden, dass Zuweisungsanträge für Schul- und Schulsport-Maßnahmen, die nicht 
zu dem o. g. Termin gemeldet werden, bei der Verteilung des Neuaufnahmevolumens im Jahr 2027 nicht mehr 
berücksichtigt werden können. Dies bedeutet auch, dass eine Zustimmung zu einem vorzeitigen Vorhabenbe
ginn dann voraussichtlich frühestens im Jahr 2028 möglich sein wird.  
 
 
Augsburg, den 28. Juli 2026  
Regierung von Schwaben  
 
Gertrud Kreutmayr 
Leitende Regierungsdirektorin 

RABl. Schw. 2026 S. 167 

Wirtschaft, Landesentwicklung, Heimat und Verkehr 

Fünfte Verordnung zur Änderung des Regionalplanes der Region Allgäu (16) 

Änderung des Teilfachkapitels B IV 3.2 „Nutzung der Windenergie“ 
 
In seiner Sitzung am 11. März 2026 hat der Planungsausschuss des Regionalen Planungsverbandes Allgäu 
die Fünfte Verordnung zur Änderung des Regionalplanes der Region Allgäu (16) beschlossen. Diese Ände
rungsverordnung betrifft das Teilfachkapitel B IV 3.2 „Nutzung der Windenergie“. 
 
Auf Grund von Art. 22 Abs. 1 Satz 2 Bayerisches Landesplanungsgesetz (BayLplG) in der am 01.08.2024 
gültigen Fassung hat die Regierung von Schwaben als höhere Landesplanungsbehörde mit Bescheid vom 
13. Juli 2026 diese Verordnung für verbindlich erklärt. 
 
Hiermit wird gemäß Art. 18 Satz 1 2. Halbsatz und Art. 22 Abs. 1 Satz 3 2. Halbsatz BayLplG auf die Bekannt
gabe und Veröffentlichung der Fünften Verordnung zur Änderung des Regionalplanes der Region Allgäu (16) 
hingewiesen. Die Änderung des Regionalplanes liegt gemäß Art. 18 Satz 1 1. Halbsatz, Art. 22 Abs. 1 Satz 3 
1. Halbsatz BayLplG ab 29. Juli 2026 bei der Regierung von Schwaben als höhere Landesplanungsbehörde 
(86150 Augsburg, Halderstraße 21, Zimmer HS 230) während der für den Parteiverkehr festgelegten Zeiten 
zur Einsichtnahme aus. Darüber hinaus ist die Änderung gemäß Art. 18 Satz 1 1. Halbsatz BayLplG in das 
Internet eingestellt („www.regierung.schwaben.bayern.de“). 
 
Auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, der 
Verletzung des Entwicklungsgebotes und von Mängeln des Abwägungsvorgangs sowie auf die Rechtsfolgen 
des Art. 23 BayLplG wird hingewiesen. 
 
Unbeachtlich werden demnach 
 
1. eine nach Art. 23 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 BayLplG beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- 

und Formvorschriften, 
 
2. eine unter Berücksichtigung von Art. 23 Abs. 2 Nr. 1 BayLplG beachtliche Verletzung des Art. 21 Abs. 1 

Satz 1 BayLplG, 
 
3. nach Art. 23 Abs. 3 BayLplG beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
 
4. eine nach Art. 23 Abs. 4 BayLplG beachtliche Verletzung der Vorschriften über die Umweltprüfung, 
 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Veröffentlichung des Regionalplans (Art. 23 Abs. 5 BayLplG) ge
genüber dem Regionalen Planungsverband Allgäu, Kaiser-Max-Straße 1, 87600 Kaufbeuren, schriftlich oder 
 
 
 
 

http://www.regierung.schwaben.bayern.de/
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elektronisch geltend gemacht werden; der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist darzulegen. 
 
 
Augsburg, den 17. Juli 2026 
Regierung von Schwaben 
 
Dr. Markus Müller-Walter 
Abteilungsdirektor 

RABl. Schw. 2026 S. 168 

Schulen 

Verordnung 
zur Auflösung der Mittelschule Deiningen und Änderung der Sprengel und Einzugsbereiche 

der Mittelschule Nördlingen, der Leonhart-Fuchs-Mittelschule Wemding sowie 
der Mittelschule Oettingen i.Bay. 

 
Vom 29 Juni 2026 

Gz.: RvS-SG44-5102-3/12 

Auf Grund von Art. 32a Abs. 4 Satz 1, Abs. 3 Satz 4 Hs. 1, Art. 32 Abs. 6 Satz 3, Art. 26 Abs. 1, Abs. 2 Satz 2 
BayEUG des Bayerischen Gesetzes über das Erziehungs- und Unterrichtswesen (BayEUG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 31. Mai 2000 (GVBl. S. 414, 632, BayRS 2230-1-1-K), das zuletzt durch § 39 des 
Gesetzes vom 26. März 2026 (GVBl. S. 75) und durch § 3 des Gesetzes vom 26. März 2026 (GVBl. S. 139) 
geändert worden ist, erlässt die Regierung von Schwaben folgende Verordnung: 
 

§ 1 
 
(1) Die Mittelschule Deiningen wird aufgelöst. 
 
(2) Der mit Rechtsverordnung der Regierung von Schwaben vom 27.06.2011 (RABl. Schw. S. 151) gebildete 

Mittelschulverbund wird ohne die Mittelschule Deiningen von der Mittelschule Nördlingen und der Moll-
Berczy-Mittelschule Wallerstein fortgeführt. 

 
§ 2 

 
Das Gebiet der Gemeinde Deiningen und der Ortsteile Grosselfingen, Hobelmühle und Wiesmühle der Stadt 
Nördlingen wird innerhalb des Mittelschulverbunds gemäß § 1 Abs. 2 dieser Verordnung dem Einzugsbereich 
der Mittelschule Nördlingen zugeordnet. 
 

§ 3 
 
Die Verordnung zur Gründung von Mittelschulen in der Stadt Nördlingen, im Markt Wallerstein und in der 
Gemeinde Deiningen vom 27.06.2011 (RABl. Schw. S. 151) wird wie folgt geändert und neu bekannt gemacht: 
 
(1) Die Überschrift wird durch folgende Überschrift ersetzt: 

 
„Verordnung zur Gründung von Mittelschulen in der Stadt Nördlingen und im Markt Wallerstein“ 

 
(2) Paragraph 1 Abs. 2, § 6 Abs. 2 Satz 2 Spiegelstrich 1, § 7 Abs. 1 und § 8 Abs. 1 werden gestrichen. 
 
(3) Paragraph 5 erhält folgende Fassung: 

 
„Der Sprengel der Mittelschule Nördlingen bestimmt sich nach § 3 Nr. 6 der Verordnung über die Errich
tung von Volksschulen für die Stadt Nördlingen und weitere Gemeinden vom 17.07.1969 (RABl. S. 151), 
zuletzt geändert durch § 2 dieser Verordnung. Er umfasst hiernach das Gebiet der Stadt Nördlingen sowie 
der Gemeinden Deiningen, Ederheim, Hohenaltheim, Möttingen und Reimlingen.“ 
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(4) Paragraph 6 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

 
„Die Mittelschule Nördlingen und die Moll-Berczy-Mittelschule Wallerstein bilden einen Schulverbund.“ 

 
§ 4 

 
Das Gebiet der Gemeinde Alerheim wird dem gemeinsamen Sprengel im Mittelschulverbund zwischen der 
Mittelschule Harburg (Schwaben), der Mittelschule Monheim und der Leonhart-Fuchs-Mittelschule Wemding 
und innerhalb dieses Mittelschulverbundes dem Einzugsbereich der Leonhart-Fuchs-Mittelschule Wemding 
zugeordnet. 
 

§ 5 
 
Die Verordnung zur Gründung von Mittelschulen in der Stadt Harburg (Schwaben), Monheim und Wemding 
vom 27.08.2010 (RABl. Schw. S. 205), zuletzt geändert durch § 3 Abs. 2 der Verordnung zur Neuordnung der 
Hauptschulorganisation im Raum Mönchsdeggingen, Bissingen, Harburg (Schwaben) und Nördlingen vom 
07.06.2011 (RABl. Schw. S. 135), wird wie folgt geändert und neu bekannt gemacht: 
 
Paragraph 5 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 
 
„Der Sprengel der Leonhart-Fuchs-Mittelschule Wemding bestimmt sich nach § 2 Nr. 2 der Verordnung über 
die Errichtung einer Volksschule für die Stadt Wemding und weiterer Gemeinden vom 11.03.1970 (RABl. 
Schw. S. 96), zuletzt geändert durch § 4 dieser Verordnung. Er umfasst hiernach das Gebiet der Stadt 
Wemding sowie der Gemeinden Alerheim, Fünfstetten, Huisheim, Otting und Wolferstadt.“ 
 

§ 6 
 
Das Gebiet der Gemeinde Wechingen wird dem Sprengel der Mittelschule Oettingen i.Bay. zugeordnet. 
 

§ 7 
 
Die Verordnung zur Gründung von Mittelschulen in der Stadt Oettingen i.Bay. vom 27.08.2010 (RABl. Schw. 
S. 207) wird wie folgt geändert und neu bekannt gemacht: 
 
Paragraph 1 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 
 
„Der Sprengel der Mittelschule Oettingen i.Bay. bestimmt sich nach § 3 Nr. 4 der Verordnung zur Auflösung, 
Errichtung und Sprengeländerung von Volksschulen in der Gemeinde Fremdingen und weiteren Gemeinden 
vom 14.02.2007 (RABl. Schw. S. 55), zuletzt geändert durch § 6 dieser Verordnung. Er umfasst hiernach das 
Gebiet der Stadt Oettingen i.Bay. sowie der Gemeinden Auhausen, Ehingen a.Ries, Fremdingen, Hainsfarth, 
Megesheim, Munningen und Wechingen.“ 
 

§ 8 
 
Diese Verordnung tritt mit Wirkung zum 01.08.2026 in Kraft. 
 
 
Augsburg, den 29. Juni 2026 
Regierung von Schwaben 
 
Barbara Schretter 
Regierungspräsidentin 

RABl. Schw. 2026 S. 169 
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Verordnung 
zur Änderung der Sprengel der Grundschule Heiligkreuz, der Grundschule Kempten (Allgäu)-Nord 

und der Grundschule Kempten (Allgäu) am Aybühlweg 
 

Vom 14. Juli 2026 
Gz.: RvS-SG44-5103.113-1/4 

Auf Grund von Art. 32 Abs. 4 Satz 1, Art. 26 Abs. 1, Abs. 2 des Bayerischen Gesetzes über das Erziehungs- 
und Unterrichtswesen (BayEUG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 31. Mai 2000 (GVBl. S. 414, 632, 
BayRS 2230-1-1-K), das zuletzt durch § 39 des Gesetzes vom 26. März 2026 (GVBl. S. 75) und durch § 3 des 
Gesetzes vom 26. März 2026 (GVBl. S. 139) geändert worden ist, erlässt die Regierung von Schwaben fol
gende Verordnung: 
 

§ 1 
 
Das in Satz 2 bestimmte Teilgebiet der Stadt Kempten (Allgäu) wird aus dem bisherigen Sprengel der Grund
schule Kempten (Allgäu)-Nord herausgenommen und in den Sprengel der Grundschule Heiligkreuz aufge
nommen. Das Teilgebiet ist wie folgt umgrenzt: 
 
„Schnittpunkt der gedachten Linie zwischen der nordöstlichen Ecke des Grundstücks Fl. Nr. 884/5 der Gemar
kung Sankt Lorenz und der nordöstlichen Ecke des Grundstücks Fl. Nr. 884/7 der Gemarkung Sankt Lorenz 
und deren Verlängerung mit der Mitte der Iller – in südöstlicher, dann südwestlicher Richtung entlang der Mitte 
der Iller bis zum Schnittpunkt mit der Grenze zwischen der Gemarkung Sankt Lorenz und der Gemarkung 
Kempten (Allgäu) – in nordwestlicher Richtung entlang der Gemarkungsgrenze bis zur Mitte der Unterwanger 
Straße – in südwestlicher Richtung entlang der Mitte der Unterwanger Straße und der Oberwanger Straße bis 
zur Mitte der Kurt-Blaschke-Straße – in nordwestlicher Richtung entlang der Kurt-Blaschke-Straße bis auf 
Höhe der südöstlichen Ecke des Grundstücks Fl. Nr. 924/12 der Gemarkung Sankt Lorenz – in südwestlicher 
Richtung entlang der südlichen Grenze des Grundstücks Fl. Nr. 924/12 der Gemarkung Sankt Lorenz – in 
nordwestlicher, dann westlicher Richtung entlang der Grenze zwischen der Gemarkung Sankt Lorenz und der 
Gemarkung Kempten (Allgäu) bis zur nordwestlichen Ecke des Grundstücks Fl. Nr. 3071/2 der Gemarkung 
Kempten (Allgäu) – in nordöstlicher Richtung entlang der gedachten Linie zwischen der nordwestlichen Ecke 
des Grundstücks Fl. Nr. 3071/2 der Gemarkung Kempten (Allgäu) und der nordöstlichen Ecke des Grund
stücks Fl. Nr. 931/1 der Gemarkung Sankt Lorenz – in nordöstlicher Richtung entlang der gedachten Linie 
zwischen der nordöstlichen Ecke des Grundstücks Fl. Nr. 931/1 der Gemarkung Sankt Lorenz und der nord
westlichen Ecke des Grundstücks Fl. Nr. 884/5 der Gemarkung Sankt Lorenz – in nordöstlicher Richtung ent
lang der nördlichen Grenze des Grundstücks Fl. Nr. 884/5 der Gemarkung Sankt Lorenz – in nordöstlicher 
Richtung entlang der gedachten Linie zwischen der nordöstlichen Ecke des Grundstücks Fl. Nr. 884/5 der 
Gemarkung Sankt Lorenz und der nordöstlichen Ecke des Grundstücks Fl. Nr. 884/7 der Gemarkung Sankt 
Lorenz und deren Verlängerung bis zum Schnittpunkt mit der Mitte der Iller“ 
 

§ 2 
 
Das in Satz 2 bestimmte Teilgebiet der Stadt Kempten (Allgäu) wird ebenfalls aus dem bisherigen Sprengel 
der Grundschule Kempten (Allgäu)-Nord herausgenommen und in den Sprengel der Grundschule Heiligkreuz 
aufgenommen. Das Teilgebiet ist wie folgt umgrenzt: 
 
„nördliche Ecke des Grundstücks Fl. Nr. 2947 der Gemarkung Kempten (Allgäu) – in südlicher, dann westli
cher, dann unterschiedlicher Richtung entlang der Grenze zwischen der Gemarkung Sankt Lorenz und der 
Gemarkung Kempten (Allgäu) bis zum Schnittpunkt mit der östlichen Stadtgrenze an der nördlichen Grenze 
des Grundstücks Fl. Nr. 3656 der Gemarkung Kempten (Allgäu) – in östlicher, dann nördlicher, dann unter
schiedlicher Richtung entlang der östlichen Stadtgrenze bis zum Koordinatenpunkt L: 10,26070° und 
B: 47,73242° (Koordinatendarstellung Länge Breite WGS84) auf dem Grundstück Fl. Nr. 1370/2 der Gemar
kung Sankt Lorenz – in östlicher Richtung auf der gedachten Linie bis zum Koordinatenpunkt L: 10,26937° 
und B: 47,73243° (Koordinatendarstellung Länge Breite WGS84) auf dem Grundstück Fl. Nr. 1348 der Ge
markung Sankt Lorenz – in östlicher Richtung auf der gedachten Linie bis zum Koordinatenpunkt L: 10,27964° 
und B: 47,73434° (Koordinatendarstellung Länge Breite WGS84) auf dem Grundstück Fl. Nr. 1507 der Ge
markung Sankt Lorenz – in südöstlicher Richtung auf der gedachten Linie bis zur nördlichen Ecke des Grund
stücks Fl. Nr. 2947 der Gemarkung Kempten (Allgäu)“ 
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§ 3 
 
Das in Satz 2 bestimmte Teilgebiet der Stadt Kempten (Allgäu) wird aus dem bisherigen Sprengel der Grund
schule Kempten (Allgäu)-Nord herausgenommen und in den Sprengel der Grundschule Kempten (Allgäu) am 
Aybühlweg aufgenommen. Das Teilgebiet ist wie folgt umgrenzt: 
 
„nördliche Ecke des Grundstücks Fl. Nr. 2947 der Gemarkung Kempten (Allgäu) – in südöstlicher Richtung 
entlang der Grenze zwischen der Gemarkung Sankt Lorenz und der Gemarkung Kempten (Allgäu) bis zur 
östlichen Ecke des Grundstücks Fl. Nr. 1492/2 der Gemarkung Sankt Lorenz – in südöstlicher Richtung ent
lang der Mitte der Mariaberger Straße bis zum Schnittpunkt mit der Verlängerung der nördlichen Grenze des 
Grundstücks Fl. Nr. 2960 der Gemarkung Kempten (Allgäu) – in südwestlicher Richtung entlang der Grenze 
des Grundstücks Fl. Nr. 2960 der Gemarkung Kempten (Allgäu) – in südöstlicher Richtung entlang der Mitte 
der Grundstücke Fl. Nr. 3001/2 und Fl. Nr. 3512 der Gemarkung Kempten (Allgäu) und deren Verlängerung 
bis zum Schnittpunkt mit der Mitte der Rottach – in südlicher Richtung entlang der Mitte der Rottach bis zum 
Schnittpunkt mit der Verlängerung der nördlichen Grenze der Grundstücke Fl. Nr. 3954 und Fl. Nr. 3960 der 
Gemarkung Kempten (Allgäu) – in südwestlicher Richtung entlang der nördlichen Grenze der Grundstücke 
Fl. Nr. 3954 und Fl. Nr. 3960 der Gemarkung Kempten (Allgäu) und deren Verlängerung – in nordwestlicher 
Richtung entlang der nordöstlichen Grenze des Grundstücks Fl. Nr. 3963 der Gemarkung Kempten (Allgäu) – 
in südwestlicher Richtung entlang der gedachten Linie bis zur südlichen Ecke des Grundstücks Fl. Nr. 3719 
der Gemarkung Kempten (Allgäu) – weiter in südwestlicher Richtung entlang der gedachten Linie bis zu dem 
gedachten Punkt auf der südlichen Grenze des Grundstück Fl. Nr. 3817 der Gemarkung Kempten (Allgäu), 
der sich nach 110 Metern entlang der südlichen Grenze des Grundstücks Fl. Nr. 3817 der Gemarkung Kemp
ten (Allgäu) nach der südöstlichen Ecke des Grundstücks Fl. Nr. 3817 der Gemarkung Kempten (Allgäu) ergibt 
– in nördlicher, dann unterschiedlicher Richtung entlang der östlichen Stadtgrenze bis zur Grenze zwischen 
der Gemarkung Sankt Lorenz und der Gemarkung Kempten (Allgäu) an der nördlichen Grenze des Grund
stücks Fl. Nr. 3656 der Gemarkung Kempten (Allgäu) – in südöstlicher, dann nordöstlicher, dann unterschied
licher Richtung entlang der Grenze zwischen der Gemarkung Sankt Lorenz und der Gemarkung Kempten 
(Allgäu) bis zur nördlichen Ecke des Grundstücks Fl. Nr. 2947 der Gemarkung Kempten (Allgäu)“ 
 

§ 4 
 
Die Sprengelbestimmung für die Grundschule Heiligkreuz in § 2 Abs. 2 der Rechtsverordnung über die Auflö
sung, Errichtung und Sprengeländerung von Volksschulen in der Stadt Kempten (Allgäu) vom 06.06.1980 
(RABl. Schw. S. 91), zuletzt erwähnt in § 1 Abs. 5 lit. c der Verordnung zur Auflösung, Errichtung und Spren
geländerung von Volksschulen in der Stadt Kempten (Allgäu) vom 02.02.2006 (RABl. Schw. S. 27), wird ge
ändert und nach Maßgabe des nachstehenden § 5 neu bekannt gemacht. 
 

§ 5 
 
Als Schulsprengel für die Grundschule Heiligkreuz wird das wie folgt abgegrenzte Teilgebiet der Stadt Kemp
ten (Allgäu) bestimmt: 
 
„Schnittpunkt der nördlichen Stadtgrenze mit der Grenze zwischen der Gemarkung Sankt Mang sowie der 
Gemarkung Sankt Lorenz an der westlichen Ecke des Grundstücks Fl. Nr. 821 der Gemarkung Sankt Mang – 
in südlicher Richtung bis zur Mitte der Iller – in südöstlicher, dann südwestlicher Richtung entlang der Mitte 
der Iller bis zum Schnittpunkt mit der Grenze zwischen der Gemarkung Sankt Lorenz und der Gemarkung 
Kempten (Allgäu) – in nordwestlicher Richtung entlang der Gemarkungsgrenze bis zur Mitte der Unterwanger 
Straße – in südwestlicher Richtung entlang der Mitte der Unterwanger Straße und der Oberwanger Straße bis 
zur Mitte der Kurt-Blaschke-Straße – in nordwestlicher Richtung entlang der Kurt-Blaschke-Straße bis auf 
Höhe der südöstlichen Ecke des Grundstücks Fl. Nr. 924/12 der Gemarkung Sankt Lorenz – in südwestlicher 
Richtung entlang der südlichen Grenze des Grundstücks Fl. Nr. 924/12 der Gemarkung Sankt Lorenz – in 
nordwestlicher, dann westlicher Richtung entlang der Grenze zwischen der Gemarkung Sankt Lorenz und der 
Gemarkung Kempten (Allgäu) bis zur nordwestlichen Ecke des Grundstücks Fl. Nr. 3071/2 der Gemarkung 
Kempten (Allgäu) – in südwestlicher Richtung entlang der gedachten Linie bis zur südwestlichen Ecke des 
Grundstücks Fl. Nr. 3073/1 der Gemarkung Kempten (Allgäu) und deren Verlängerung bis zum Schnittpunkt 
mit der Grenze zwischen der Gemarkung Sankt Lorenz und der Gemarkung Kempten (Allgäu) – in südöstli
cher, dann unterschiedlicher Richtung entlang der Grenze zwischen der Gemarkung Sankt Lorenz und der 
Gemarkung Kempten (Allgäu) bis zur nördlichen Ecke des Grundstücks Fl. Nr. 2947 der Gemarkung Kempten 
(Allgäu) – in südlicher, dann westlicher, dann unterschiedlicher Richtung weiter entlang der Grenze zwischen 
der Gemarkung Sankt Lorenz und der Gemarkung Kempten (Allgäu) bis zum Schnittpunkt mit der östlichen 
Stadtgrenze auf der nördlichen Grenze des Grundstücks Fl. Nr. 3656 der Gemarkung Kempten (Allgäu) – in 
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östlicher, dann nördlicher, dann unterschiedlicher Richtung entlang der östlichen und nördlichen Stadtgrenze 
bis zum Schnittpunkt mit der Grenze zwischen der Gemarkung Sankt Mang und der Gemarkung Sankt Lorenz 
an der westlichen Ecke des Grundstücks Fl. Nr. 821 der Gemarkung Sankt Mang“ 
 

§ 6 
 
Die Sprengelbestimmung für die Grundschule Kempten (Allgäu)-Nord in § 3 Abs. 4 der Verordnung zur Ände
rung, Errichtung und Sprengeländerung von Volksschulen in der Stadt Kempten (Allgäu) vom 02.02.2006 
(RABl. Schw. S. 27), zuletzt geändert durch § 4 Abs. 1 der Verordnung zur Auflösung, Errichtung und Spren
geländerung von Volksschulen in der Stadt Kempten (Allgäu) vom 29.02.2008 (RABl. Schw. S. 33), wird ge
ändert und nach Maßgabe des nachstehenden § 7 neu bekannt gemacht. 
 

§ 7 
 
Als Schulsprengel für die Grundschule Kempten (Allgäu)-Nord wird das wie folgt abgegrenzte Teilgebiet der 
Stadt Kempten (Allgäu) bestimmt: 
 
„Schnittpunkt der Grenze zwischen der Gemarkung Sankt Lorenz und der Gemarkung Kempten (Allgäu) mit 
der Mitte der Iller – in nördlicher Richtung entlang der Gemarkungsgrenze bis zur Mitte der Unterwanger Straße 
– in südwestlicher Richtung entlang der Mitte der Unterwanger Straße und der Oberwanger Straße bis zur 
Mitte der Kurt-Blaschke-Straße – in nordwestlicher Richtung entlang der Kurt-Blaschke-Straße bis auf Höhe 
der südöstlichen Ecke des Grundstücks Fl. Nr. 924/12 der Gemarkung Sankt Lorenz – in südwestlicher Rich
tung entlang der südlichen Grenze des Grundstücks Fl. Nr. 924/12 der Gemarkung Sankt Lorenz – in nord
westlicher, dann westlicher Richtung entlang der Grenze zwischen der Gemarkung Sankt Lorenz und der 
Gemarkung Kempten (Allgäu) bis zur nordwestlichen Ecke des Grundstücks Fl. Nr. 3071/2 der Gemarkung 
Kempten (Allgäu) – in südwestlicher Richtung entlang der gedachten Linie bis zur südwestlichen Ecke des 
Grundstücks Fl. Nr. 3073/1 der Gemarkung Kempten (Allgäu) und deren Verlängerung bis zum Schnittpunkt 
mit der Grenze zwischen der Gemarkung Sankt Lorenz und der Gemarkung Kempten (Allgäu) – in südöstli
cher, dann unterschiedlicher Richtung entlang der Grenze zwischen der Gemarkung Sankt Lorenz und der 
Gemarkung Kempten (Allgäu) bis zur östlichen Ecke des Grundstücks Fl. Nr. 1492/2 der Gemarkung Sankt 
Lorenz – in südöstlicher Richtung entlang der Mitte der Mariaberger Straße bis zum Schnittpunkt mit der Ver
längerung der nördlichen Grenze des Grundstücks Fl. Nr. 2960 der Gemarkung Kempten (Allgäu) – in süd
westlicher Richtung entlang der Grenze des Grundstücks Fl. Nr. 2960 der Gemarkung Kempten (Allgäu) – in 
südöstlicher Richtung entlang der Mitte der Grundstücke Fl. Nr. 3001/2 und Fl. Nr. 3512 der Gemarkung 
Kempten (Allgäu) und deren Verlängerung bis zum Schnittpunkt mit der Mitte der Rottach – in nordöstlicher 
Richtung entlang der Mitte der Rottach bis zum Schnittpunkt mit der Mitte der Rottachstraße – in südlicher 
Richtung entlang der Mitte der Rottachstraße bis zum Schnittpunkt mit der Mitte des Adenauerrings in nord
östlicher Richtung entlang der Mitte des Adenauerrings bis zum Schnittpunkt mit der Mitte der Iller – in nord
westlicher, dann nordöstlicher, dann unterschiedlicher Richtung entlang der Mitte der Iller bis zum Schnittpunkt 
der Grenze zwischen der Gemarkung Sankt Lorenz und der Gemarkung Kempten (Allgäu)“ 
 

§ 8 
 
Die Sprengelbestimmung für die Grundschule Kempten (Allgäu) am Aybühlweg in § 1 Abs. 3 der Verordnung 
zur Errichtung einer weiteren Grundschule in der Stadt Kempten (Allgäu) und zur Änderung der Schulsprengel 
der Grundschule Kempten (Allgäu) an der Fürstenstraße, der Grundschule Kempten (Allgäu) am Hau
benschloß und der Grundschule Kempten (Allgäu) an der Sutt vom 21.03.2022 (RABl. Schw. S. 74), zuletzt 
geändert durch § 5 der Verordnung zur Änderung der Sprengel der Grundschule Kempten (Allgäu) am Hau
benschloß und der Grundschule Kempten (Allgäu) am Aybühlweg vom 30.05 2025 (RABl. Schw. S. 128) wird 
geändert und nach Maßgabe des nachstehenden § 9 neu bekannt gemacht. 
 

§ 9 
 
Als Schulsprengel für die Grundschule Kempten (Allgäu) am Aybühlweg wird das wie folgt abgegrenzte Teil
gebiet der Stadt Kempten (Allgäu) bestimmt: 
 
„Schnittpunkt der Mitte der Rottach mit der Mitte der Memminger Straße – in südöstlicher Richtung entlang 
der Mitte der Memminger Straße bis zur Mitte des Adenauerrings – in südwestlicher Richtung entlang der Mitte 
des Adenauerrings sowie deren Verlängerung bis zur Mitte der Lindauer Straße – in südwestlicher Richtung 
entlang der Mitte der Lindauer Straße bis zum Schnittpunkt mit der Verlängerung der Mitte des Grundstücks 
Fl. Nr. 2520/3 der Gemarkung Kempten (Allgäu) – in südöstlicher Richtung entlang der gedachten Linie bis 
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zum gedachten Punkt auf der Mitte des Grundstücks Fl. Nr. 2533 der Gemarkung Kempten (Allgäu) 20 Meter 
südlich der Grenze zwischen den Grundstücken Fl. Nr. 2528 und Fl. Nr. 2529 der Gemarkung Kempten (All
gäu) – in südlicher Richtung entlang der Mitte des Grundstücks Fl. Nr. 2533 der Gemarkung Kempten (Allgäu) 
bis zum Schnittpunkt mit der östlichen Stadtgrenze – in westlicher, dann südlicher, dann unterschiedlicher 
Richtung entlang der östlichen Stadtgrenze bis zum Schnittpunkt mit der Grenze zwischen der Gemarkung 
Sankt Lorenz und der Gemarkung Kempten (Allgäu) auf der nördlichen Grenze des Grundstücks Fl. Nr. 3656 
der Gemarkung Kempten (Allgäu) – in südöstlicher, dann nordöstlicher, dann unterschiedlicher Richtung ent
lang der Grenze zwischen der Gemarkung Sankt Lorenz und der Gemarkung Kempten (Allgäu) bis zur östli
chen Ecke des Grundstücks Fl. Nr. 1492/2 der Gemarkung Sankt Lorenz – in südöstlicher Richtung entlang 
der Mitte der Mariaberger Straße bis zum Schnittpunkt mit der Verlängerung der nördlichen Grenze des Grund
stücks Fl. Nr. 2960 der Gemarkung Kempten (Allgäu) – in südwestlicher Richtung entlang der Grenze des 
Grundstücks Fl. Nr. 2960 der Gemarkung Kempten (Allgäu) – in südöstlicher Richtung entlang der Mitte der 
Grundstücke Fl. Nr. 3001/2 und Fl. Nr. 3512 der Gemarkung Kempten (Allgäu) und deren Verlängerung bis 
zum Schnittpunkt mit der Mitte der Rottach – in nordöstlicher Richtung entlang der Mitte der Rottach bis zum 
Schnittpunkt mit der Mitte der Memminger Straße“ 
 

§ 10 
 
(1) Diese Verordnung tritt mit Wirkung zum 01.08.2026 in Kraft. 

 
(2) Die Sprengeländerungen betreffend die Grundschule Heiligkreuz in § 5 dieser Verordnung, betreffend die 

Grundschule Kempten (Allgäu)-Nord in § 7 dieser Verordnung und betreffend die Grundschule Kempten 
(Allgäu) am Aybühlweg in § 9 dieser Verordnung werden wirksam für Schülerinnen und Schüler 
 
- der Jahrgangsstufe 1 ab dem Schuljahr 2026/2027 
- der Jahrgangsstufe 2 ab dem Schuljahr 2027/2028 
- der Jahrgangsstufe 3 ab dem Schuljahr 2028/2029 
- der Jahrgangsstufe 4 ab dem Schuljahr 2029/2030 

 
 
Augsburg, den 14. Juli 2026 
Regierung von Schwaben 
 
Barbara Schretter 
Regierungspräsidentin 

RABl. Schw. 2026 S. 171 

Bekanntmachungen anderer Behörden 

Zweckverband zur Wasserversorgung der Woringer Gruppe 
 

Satzung 
zur Regelung der Entschädigung der Verbandsräte 

 
Vom 11. Juni 2026 

Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes hat am 10.06.2026 die Satzung zur Regelung der Entschä
digung der Verbandsräte des Zweckverbandes zur Wasserversorgung der Woringer Gruppe beschlossen. 
 
Auf Grund von Art. 30 Abs. 2 des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit (KommZG) mit Art. 20a 
Abs. 1 und 2 der Gemeindeordnung (GO) erlässt der Zweckverband zur Wasserversorgung der Woringer 
Gruppe folgende Satzung: 
 
 
 
 
 



 Amtsblatt der Regierung von Schwaben Nr. 15/2026 175 
  
 
 

 

§ 1 
Entschädigungsberechtigte 

 
Der Verbandsvorsitzende und die übrigen Mitglieder der Verbandsversammlung (Verbandsräte), werden für 
die Teilnahme an Sitzungen und für die sonstige mit ihrem Amt verbundene Tätigkeit nach Maßgabe dieser 
Satzung entschädigt. 
 

§ 2 
Auslagenersatz und Fahrtkosten 

 
Der Verbandsvorsitzende und die Verbandsräte erhalten für die Teilnahme an Sitzungen der Verbandsver
sammlung und ihrer Ausschüsse als Ersatz ihrer Auslagen und für die Fahrtkosten eine pauschale Erstattung 
von 20,00 € je Sitzung.  
 

§ 3 
Entschädigung und Ersatzleistung der Verbandsräte 

 
Verbandsräte, die nicht gemäß Art. 31 Abs. 2 Satz 1 KommZG kraft Amtes der Verbandsversammlung ange
hören, erhalten für die Teilnahme an Sitzungen der Verbandsversammlung und ihrer Ausschüsse eine Sit
zungsgeldpauschale von 15,00 € je Sitzung. 
 

§ 4 
Entschädigung des Verbandsvorsitzenden 

 
(1) Der Verbandsvorsitzende erhält für seine Tätigkeit eine monatliche pauschale Aufwandsentschädigung 

in Höhe von 700,00 €. 
 

(2) Der Stellvertreter des Verbandsvorsitzenden erhält für seine Tätigkeit eine monatliche pauschale Auf
wandsentschädigung in Höhe von 150,00 €. 

 
§ 5 

Auszahlung der Entschädigungen und Auslagen 
 
Die nach Monatsbeträgen bemessenen Pauschalentschädigungen werden zum Ende des Monats für den lau
fenden Kalendermonat ausbezahlt. Die übrigen Entschädigungen und Auslagen werden einmal jährlich über
wiesen. 
 

§ 6 
In-Kraft-Treten 

 
Diese Satzung tritt am 1. Juli 2026 in Kraft. 
 
 
Woringen, den 11. Juni 2026 
Zweckverband zur Wasserversorgung 
der Woringer Gruppe  
 
Jochen Lutz 
Verbandsvorsitzender 

RABl. Schw. 2026 S. 174 

 

 

 



176 Amtsblatt der Regierung von Schwaben Nr. 15/2026  
  
 
 

 

Zweckverband zur Wasserversorgung der Woringer Gruppe 
 

Haushaltssatzung 
für das Wirtschaftsjahr 2026 

 
Vom 17. Juni 2026 

I. 
 
Auf Grund der Art. 26 Abs. 1 und Art. 40 Abs. 1 des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit, BayRS 
2020-6-1-I, in Verbindung mit Art. 63 der Gemeindeordnung erlässt der Zweckverband folgende Haushalts
satzung: 
 

§ 1 
 
Der Wirtschaftsplan für das Wirtschaftsjahr 2026 wird im Erfolgsplan 
 
 in den Erträgen auf 1.603.650 € 
 und in den Aufwendungen auf 1.895.650 € 
 
und im Vermögensplan 
 
 in den Einnahmen und Ausgaben auf 1.412.000 € 
 
festgesetzt. 
 

§ 2 
 
Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden in Höhe von 264.000 € fest
gesetzt. 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögensplan werden nicht festgesetzt. 
 

§ 4 
 
Umlagen werden nicht erhoben. 
 

§ 5 
 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Wirtschaftsplan wird 
auf 150.000 € festgesetzt. 
 

§ 6 
 
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2026 in Kraft. 
 
 
Woringen, den 17. Juni 2026 
Zweckverband zur Wasserversorgung 
der Woringer Gruppe 
 
Jochen Lutz 
Verbandsvorsitzender 
 

II. 
 
Die Regierung von Schwaben hat mit Schreiben vom 11.06.2026 Gz.: RvS-SG12-14444-23/30/3 den festge
setzten Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen in einer 
Höhe von 264.000 € genehmigt. 
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III. 

 
Die Haushaltssatzung samt Anlagen liegt bis zur nächsten Bekanntmachung einer Haushaltssatzung bei der 
Geschäftsstelle des Zweckverbandes in Woringen, Am Pumphaus 1, während der Geschäftszeiten öffentlich 
zur Einsicht auf. 

RABl. Schw. 2026 S. 176 

Zweckverband Fernwasserversorgung Oberes Allgäu 
 

Haushaltssatzung 
für das Wirtschaftsjahr 2026 

 
Vom 1. Juli 2026 

I. 
 
Auf Grund der Art. 40 Abs. 1 und 2 des Gesetzes über kommunale Zusammenarbeit und Art. 63 ff der Ge
meindeordnung erlässt der Zweckverband Fernwasserversorgung Oberes Allgäu folgende Haushaltssatzung: 
 

§ 1 
 
Der als Anlage beigefügte Wirtschaftsplan für das Wirtschaftsjahr 2026 wird im 
 
Erfolgsplan 
 

in den Erträgen auf 3.196.000,- € 
in den Aufwendungen auf 2.835.950,- € 

 
und im Vermögensplan 
 

in den Einnahmen auf 2.145.000,- € 
in den Ausgaben auf 2.145.000,- € 

 
festgesetzt. 
 

§ 2 
 
Kreditaufnahmen zur Finanzierung von Ausgaben nach dem Vermögensplan sind in Höhe von 1.000.000,- € 
vorgesehen. 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögensplan werden nicht festgesetzt. 
 

§ 4 
 
Umlagen werden nicht erhoben. 
 

§ 5 
 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Wirtschaftsplan wird 
auf 350.000,- € festgesetzt. 
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§ 6 
 
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2026 in Kraft. 
 
 
Kempten (Allgäu), den 1. Juli 2026 
Zweckverband Fernwasserversorgung Oberes Allgäu 
 
1. Bgm. Werner Endres 
Verbandsvorsitzender 
 
 

II. 
 
Die Regierung von Schwaben hat mit Schreiben vom 29.04.2026 Gz.: RvS-SG12-1444-10/20/3 den festge
setzten Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen in Höhe 
von 1.000.000,- € genehmigt. 
 
 

III. 
 
Die Haushaltssatzung samt Anlagen liegt bis zur nächsten amtlichen Bekanntmachung einer Haushaltssat
zung bei der Geschäftsstelle des Zweckverbands Fernwasserversorgung Oberes Allgäu, Oberortwang Nr. 5, 
Burgberg im Allgäu, während der Geschäftszeiten öffentlich zur Einsichtnahme auf. 

RABl. Schw. 2026 S. 177 

Nichtamtlicher Teil 

Buchbesprechungen 

Vogel/Klenner: 
Abwasserabgaberecht in Bayern 
Ergänzbare Sammlung für die Praxis mit Erläuterungen 
 
117. Ergänzungslieferung; Rechtsstand: 1. März 2026 
Wolters Kluwer/Carl Link Kommunalverlag, Kronach 
 
Zum Inhalt dieser Lieferung: 
- BayAbwAG und BayWG 

Mit § 1 des Gesetzes vom 23. Dezember 2025 (GVBl. 2025 S. 667 – Inkrafttreten: 1. Januar 2026) erfolgte 
eine grundlegende Novellierung des Bayerischen Wassergesetzes (BayWG – Kennzahl 31.00). 
Das Bayerische Gesetz zur Ausführung des Abwasserabgabengesetzes (BayAbwAG – Kennzahl 21.00) 
trat gemäß § 5 Abs. 2 Nr. 1 des o. b. Gesetzes vom 23. Dezember 2025 (GVBl. 2025 S. 667) mit Ablauf 
des 31. Dezember 2025 außer Kraft. 
Die Regelungen des Bayerischen Gesetzes zur Ausführung des Abwasserabgabengesetzes (BayAbwAG) 
wurden mit den Art. 82 ff (Teil 7 Gewässerbenutzungsabgaben, Abschnitt 3 – Abwasserabgabe) in das 
BayWG (Kennzahl 31.00) überführt. Auf die Übergangsregelung gemäß Art. 100 Abs. 5 BayWG für die 
Veranlagungszeiträume bis einschließlich des Jahres 2025 wird hingewiesen. 
Die Regelungen des BayAbwAG wurden inhaltlich weitestgehend unverändert ins BayWG übernommen. 
Entfallen ist auf Grund des geringen Anwendungsbereichs die Regelung zur Minderung der Schadeinheiten 
bei Nachklärteichen (bisher Art. 2 BayAbwAG). 
Die Voraussetzungen für die Abgabefreiheit für Niederschlagswasser (siehe Art. 86 BayWG) wurden an
gepasst. Der kanalisationsbezogene Ansatz im bisherigen Art. 6 Abs. 1 und 2 BayAbwAG wird mit der 
Regelung des Art. 86 Abs. 1 und 2 BayWG in der ab 1. Januar 2026 geltenden Fassung aufgegeben. 
Stattdessen wird als Bezugspunkt auf die einzelne Einleitungsstelle abgestellt. Prüfgegenstand ist der Ein
leitungsbescheid für jede konkrete Einleitungsstelle. Gemäß Art. 86 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 ist für die Abgabe
freiheit eine Abgabeerklärung gemäß Art. 91 Abs. 2 und 4 erforderlich. 
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- ZuwVAbwAG 

Zu den auszuzahlenden Zuweisungsbeträgen der Kreisfreien Städte und Landkreise für das Jahr 2025 
siehe Kennzahl 20.30.  

 
 
Kathke: 
Dienstrecht in Bayern I 
Status-, Laufbahn-, Besoldungs- und Versorgungsrecht der Beamten 
mit ergänzenden Vorschriften und erläuternden Hinweisen 
 
293. Ergänzungslieferung; Rechtsstand: März 2026 
Wolters Kluwer/Carl Link Kommunalverlag, Kronach 
 
Insbesondere das Gesetz zur Änderung dienstrechtlicher Vorschriften vom 23.12.2025 (GVBl. S. 643) hat zu 
einem hohen Anpassungsbedarf geführt. Dementsprechend wurde Art. 19 BayBG mit der neuen Rechtsgrund
lage für eine Regelanfrage zur Überprüfung der Gewähr der Verfassungstreue von Dr. Kathke kommentiert. 
Den in der Praxis wichtigen Art. 81 BayBG (Genehmigungspflicht von Nebentätigkeiten) hat Frau Engert ak
tualisiert.  
Auf neuesten Stand gebracht wurden zudem das BayBG, die BayNV, das BayBesG und das BayGlG. 
 
 
Pangerl/Pommer/Schwab/Stückl: 
Dienstrecht für Schulen in Bayern 
Kommentar zur Lehrerdienstordnung und dienstlichen Beurteilung 
mit ergänzenden dienstrechtlichen Vorschriften 
 
116. Ergänzungslieferung; Rechtsstand: 1. April 2026 
Wolters Kluwer/Carl Link Kommunalverlag, Kronach 
 
Diese Lieferung enthält die aktualisierten Richtlinien für die dienstliche Beurteilung der bayerischen Lehrkräfte 
und Schulleitungen sowie die aktuelle allgemeine Beurteilungsrichtlinie für die Schulaufsicht. 
 
 
Nitsche/Baumann/Mühlfeld: 
Satzungen zur Abwasserbeseitigung 
mit Abgabenregelungen 
Kommentierte Ausgabe 
 
92. Ergänzungslieferung; Rechtsstand: April 2026 
Wolters Kluwer/Carl Link Kommunalverlag, Kronach 
 
Diese Lieferung berücksichtigt die bis Dezember 2025 ergangene und veröffentlichte Rechtsprechung. Hinzu
weisen ist dabei insbesondere auf folgende Punkte: 
- Zum Mindestinhalt einer Duldungsanordnung nach § 93 WHG (Erl. 10.19/6 b). 
- Zum Verzicht auf staatliche Zuwendungen (Erl. 20.01/17 b). 
- Bei einem Stundungsantrag auf Grund persönlicher Unbilligkeit treffen den Abgabenpflichtigen in einem 

Stundungsverfahren erhöhte Mitwirkungspflichten (Erl. 20.07/22 a). 
- Der Basiszinssatz gemäß § 247 BGB bleibt zum 01.01.2026 unverändert (Erl. 20.07/22 f sowie Erl. 65.80). 
- Kosten der Kampfmittelbeseitigung stellen keinen gebührenfähigen Aufwand dar (Erl. 20.09/11 n). 
- Zur Kalkulation von Grundgebühren (Erl. 20.091/4 und 20.091/6). 
- Zur gesamtschuldnerischen Haftung und der vorrangigen Vollstreckung (Erl. 20.13/5). 
- Zur getrennten Ermittlung von Verbesserungs- und Herstellungsbeitragssätzen in eigenständigen Global

berechnungen (Erl. 30.01/8). 
Im Übrigen wurden die Erläuterungen entsprechend fortgeschrieben bzw. ergänzt. 
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Graß/Duhnkrack: 
Umweltrecht in Bayern 
Ergänzbare Vorschriftensammlung zum Schutz der Umwelt: Natur- und Landschaftsschutz, Gewässerschutz, 
Immissionsschutz, Abfallbeseitigung, Bodenschutz, Ordnungsrecht, Klimaschutz 
 
228. Ergänzungslieferung; Rechtsstand: April 2026 
Wolters Kluwer/Carl Link Kommunalverlag, Kronach 
 
Mit dieser Lieferung erhalten Sie die Aktualisierung folgender Vorschriften: 
 
11.20 Gesetz über den Schutz der Natur, die Pflege der Landschaft und die Erholung in der freien Natur 

(Bayerisches Naturschutzgesetz – BayNatSchG) 
 
21.10 Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz – WHG) 
 
21.20 Bayerisches Wassergesetz (BayWG) 
 
62.23 Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Ausführung des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprü

fung 
 
 
Büchs/Walter/Amann: 
Baurecht in Bayern 
Bauordnungsrecht: BayBO – Vollzug der BayBO – Sonstige für das Bauen bedeutsame Vorschriften 
 
172. Ergänzungslieferung; Rechtsstand: April 2026 
Wolters Kluwer/Carl Link Kommunalverlag, Kronach 
 
Mit dieser Lieferung erhalten Sie als Aktualisierung die Kommentierungen zu Art. 2 (Kennzahl 30.02), Art. 6 
(Kennzahl 30.06), Art. 38 (Kennzahl 30.38), Art. 48 (Kennzahl 30.48), Art. 54 (Kennzahl 30.54), Art. 65 (Kenn
zahl 30.65) und Art. 71 (Kennzahl 30.71) der BayBO. 
 
 
Harrer/Kugele: 
Verwaltungsrecht in Bayern 
Verwaltungsverfahren (BayVwVfG und VwVfG), Verwaltungszustellung und Vollstreckung (VwZVG) 
Verwaltungsprozess (VwGO) 
 
154. Ergänzungslieferung; Rechtsstand: 1. April 2026 
Wolters Kluwer/Carl Link Kommunalverlag, Kronach 
 
Mit dieser Lieferung werden die Artikel 25a, 27b und 27c BayVwVfG neu kommentiert und weitere Vorschriften 
aus dieser Norm auf den neusten Stand von Gesetzgebung, Literatur und Rechtsprechung gebracht. Zusätz
lich werden wesentliche Vorschriften des Bayerischen Digitalgesetzes grundlegend überarbeitet.  
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